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bleibt für mich der Vergleich nach der Qualität der
Bildungssysteme im Ganzen, und damit zusam-
menhängend die Besonderheiten der gesellschaft-
lichen Systeme, ohne die Vergleiche wie etwa die
mit der Elite-Universität Harvard sinnlos bleiben.
Spätestens hier sollte jede Amerika-Euphorie, die
sich noch ein wenig Fähigkeit zur Distanz bewahrt
hat, in leise Selbstzweifel geraten...

Sicher können wir in einigen Aspekten auch von
Amerika lernen, wie wir von den Niederlanden,
Großbritannien u.a. lernen können, aber wir soll-
ten uns vor Pauschalisierungen und Glorifizierun-
gen hüten. Das angeschnittene Thema Hoch-

schulreform hat eine differenziertere Auseinander-
setzung verdient, der das Anpreisen von Patentre-
zepten bestimmt nicht weiterhilft. Wenn das The-
ma der dvs am Herzen liegt, dann sollte sie es
zum Gegenstand intensiverer Diskussionen ma-
chen, z.B. durch ein Schwerpunktheft oder viel-
leicht durch einen Hochschultag.

PD Dr. Jörg THIELE

Deutsche Sporthochschule Köln
Pädagogisches Seminar
50927 Köln
(Der Autor hat nicht an amerikanischen Universitäten unterrichtet.)

EDUARD GAUGLER

Die Besetzung von Universitätsprofessuren 1

Auch im Hochschulbereich äußern sich immer
wieder Stimmen verwundert über die Dauer der
Vakanzen von Professorenstellen. Studierende
und ihre Vertreter in den Universitätsgremien er-
kundigen sich nicht selten mit einer verständlichen
Ungeduld nach dem Verlauf eines Berufungsver-
fahrens. Wissenschaftliche Mitarbeiter, die sich auf
eine „Hochschullaufbahn“ vorbereiten, und selbst
manche Habilitierte, die noch keine eigenen Erfah-
rungen mit der Bewerbung um eine Professoren-
stelle und mit der Übernahme solcher Positionen
besitzen, kennen den an deutschen Universitäten
üblichen Ablauf eines Berufungsverfahrens nur in
Umrissen. Um diesem Mangel an Information ab-
zuhelfen, charakterisiert der folgende Beitrag den
Besetzungsvorgang von Universitätsprofessuren
und die damit verbundenen, wesentlichen Aktivi-
täten. 1

Aus der Altersstruktur der Professoren an den
wissenschaftlichen Hochschulen im deutschspra-
chigen Raum2, folgt, daß in den nächsten zehn
Jahren die Hälfte der Universitätsprofessuren (C3,
C4) durch Emeritierung bzw. Pensionierung3 va-
kant werden. In einigen Fächern steigt die jährli-

                                                     
1 Der Abdruck dieses Beitrages erfolgt mit freundlicher Ge-

nehmigung des Luchterhand Verlages. Der Beitrag er-
schien erstmalig in der Zeitschrift „Das Hochschulwesen“
44 (1996), 2, 115-121. Der Autor ist Professor für Allge-
meine Betriebswirtschaftslehre, Personalwesen und Ar-
beitswissenschaft an der Universität Mannheim.

2 Vgl. dazu u.a. WEICK, C./MEUSBURGER, P.: Die Altersstruk-
tur der Professoren an den baden-württembergischen Uni-
versitäten. In: Mitteilungen des Hochschulverbandes 41
(1993), 2, 142-146.

3 Zu den Unterschieden zwischen Emeritierung und Pen-
sionierung von Universitätsprofessoren vgl. THIEME, W.:
Die Rechtsstellung des entpflichteten Professors. In: For-
schung & Lehre 2 (1995), 3, 131-134.

che Übergangsquote in den Ruhestand im näch-
sten Jahrzehnt auf das Vier- bis Fünffache an4. In
den siebziger und achtziger Jahren hatten die Uni-
versitäten vorrangig neu geschaffene Professo-
renstellen zu besetzen. In den nächsten ein bis
zwei Jahrzehnten wird jedoch die Wiederbeset-
zung der Professuren dominieren. Das in der Bun-
desrepublik Deutschland vorgeschriebene bzw.
übliche Verfahren kennt keine grundsätzlichen
Unterschiede zwischen einer Erst- und einer Wie-
derbesetzung einer Hochschullehrerstelle an einer
wissenschaftlichen Hochschule.

Beim Verfahren der Erst- bzw. Wiederbesetzung
einer C3-/C4-Professur an einer deutschen Uni-
versität kann man 14 Teilschritte unterscheiden.

1. Überprüfung der Professur

Zunächst hat der zuständige Fachbereich (Fakultät)
oder das Rektoratskollegium (etwa § 52 Abs. 2
Sachsen) oder der Präsident (etwa § 10 Abs. 8
Hessen) die Aufgabe, die bisherige Ausrichtung und
Ausstattung der zu besetzenden Professur zu über-
prüfen. Seine Entscheidung kann in einer unverän-
derten Fortführung, in einer mehr oder weniger
starken Änderung der ihr bislang zugewiesenen
Aufgaben oder in der Feststellung bestehen, daß
sich eine Wiederbesetzung erübrigt (Wegfall der
Stelle und ihrer bisherigen Ausstattung bzw. Um-
verteilung derselben). Ein früher an dieser Profes-
sur angebrachter Kw-Vermerk („künftig wegfal-
lend“: ein Vermerk im Haushalt) ist zu vollziehen
oder darauf zu prüfen, ob die Universität beim zu-

                                                     
4 Dies trifft beispielsweise zu für die Betriebswirtschaftsleh-

re. Vgl. GAUGLER, E./SCHNEIDER, B.: Professuren an den
wissenschaftlichen Hochschulen irn deutschsprachigen
Raum. In: Die Betriebswirtschaft 54 (1994), 1, 41-58.
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ständigen Landesministerium seine Löschung be-
antragen kann. Die Entscheidung des Fachbe-
reichs legt der Dekan dem Senat der Universität
und ggfs. auch dem Verwaltungsrat zur Bestäti-
gung vor.

Ferner berät der Fachbereich über die künftige
personelle, sachliche, räumliche und finanzielle
Ausstattung der Professur; mit dem Wechsel des
Inhabers der Professur können sich aus unter-
schiedlichen Gründen Veränderungen bei der bis-
herigen Ausstattung ergeben.

2. Ausschrei bung der Prof essur

Die Hochschulgesetze fordern seit den sechziger
Jahren die öffentliche Ausschreibung der zu beset-
zenden Professuren. Diese erfolgt regelmäßig im
Zusammenwirken von Rektorat (bzw. je nach Uni-
versitätsverfassung auch Präsidium) und Dekanat,
nachdem der Senat die in Ziff. 1 genannten Be-
schlüsse des Fachbereichs entschieden hat. Die
Bewerbungsfrist soll im Einzelfall so bemessen
sein, daß sich auch qualifizierte Interessenten aus
dem Ausland rechtzeitig beim Dekan des Fachbe-
reichs bewerben können.

Regelmäßig nennen die Ausschreibungstexte als
Anforderung an die Bewerber die Habilitation im
Fach der Professur oder den Nachweis vergleich-
barer wissenschaftlicher Leistungen bzw. einer
gleichwertigen Qualifikation. Ebenso gehört zum
Standardinhalt der veröffentlichten Stellenaus-
schreibungen der Hinweis, daß Schwerbehinderte
bei gleicher Eignung bevorzugt berücksichtigt wer-
den. Seit einigen Jahren betonen die Universitäten
in den Ausschreibungstexten, daß sie den Anteil an
Wissenschaftlerinnen erhöhen wollen und deshalb
nachdrücklich auch qualifizierte Interessentinnen
zur Bewerbung auffordern.

3. Eingang der Bewerbungen

In aller Regel sind die Bewerbungen an den Dekan
des ausschreibenden Fachbereichs zu richten. Das
Dekanat registriert die einlaufenden Bewerbungen
mit den beigefügten Unterlagen (ausführlicher Le-
benslauf, Schriftenverzeichnis, Auflistung der bis-
her abgehaltenen Lehrveranstaltungen und durch-
geführten Forschungsprojekte, Kopien von Zeug-
nissen und Urkunden, Angabe von Referenzen
etc.) und den vorgelegten Publikationen des Be-
werbers. Hin und wieder bestätigen die Dekanate
den Bewerbern den Eingang ihrer Unterlagen und
informieren sie über den geplanten Ablauf des Be-
rufungsverfahrens.

Der Dekan und der Vorsitzende der Berufungs-
kommission erteilen auf Rückfragen von Interes-
senten Auskünfte über die ausgeschriebene Stelle.
Außerdem bleibt es ihnen und auch den übrigen
Mitgliedern des ausschreibenden Fachbereichs un-
benommen, ihnen geeignet erscheinende Fachver-
treter persönlich auf die Stellenausschreibung hin-
zuweisen und sie zu einer Bewerbung zu animie-
ren. Vielfach reichen heute jedoch – im Unter-
schied zu früher – Interessenten für die ausge-
schriebene Professur ihre Bewerbung ohne per-
sönliche Aufforderung beim Dekan ein. Vor Jahr-
zehnten wäre eine solche Interessenbekundung
ohne Impuls aus dem ausschreibenden Fachbe-
reich vielerorts ziemlich suspekt betrachtet worden
und hätte die Chancen eines Bewerbers kaum ge-
fördert.

4. Einsetzung einer Berufungskommission

Zur Vorbereitung eines Berufungsvorschlags für
den ausschreibenden Fachbereich setzt der Fach-
bereichsrat eine Kommission ein. Ihr gehören re-
gelmäßig Professoren der Fakultät sowie Vertreter
der wissenschaftlichen Mitarbeiter und der  Studie-
renden an. An  manchen  Universitäten

Anzeige
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sieht das Gesetz oder die Hochschulsatzung vor,
daß den Berufungskommissionen außerdem ein
oder zwei Professoren aus anderen Fachbereichen
angehören sollen (vgl. etwa § 53 Abs. 2 S. 2 Sach-
sen); der ausschreibende Fachbereich ist dann
meist bestrebt, aus benachbarten Fachbereichen
Vertreter angrenzender Fächer zur Mitarbeit in der
Berufungskommission zu gewinnen. Schließlich
gehört an manchen Universitäten dieser Kommis-
sion ein vom Senat benannter Universitätsprofes-
sor an, der das Berufungsverfahren begleiten und
nach dessen Abschluß dem Senat bei der Vorlage
des Berufungsvorschlags über den Ablauf des Be-
rufungsverfahrens berichten soll.

Den Vorsitz in der Berufungskommission führt der
Dekan oder ein von ihm benanntes Mitglied dieser
Kommission.

An manchen Universitäten gilt, bei der Wiederbe-
setzung einer Professur den Vorgänger nicht in die
Berufungskommission aufzunehmen (vgl. etwa §
54 Abs. 3 Niedersachsen). Manche Fachbereiche
legen Wert darauf, daß sich der frühere Inhaber
der Professur bei ihrer Wiederbesetzung zurückhält
und ihren Entscheidungsspielraum bei der Auswahl
unter den vorliegenden Bewerbungen nicht zu
schmälern sucht.

5. Preselektion der Bewer bungen

Die Anzahl der Bewerbungseingänge hängt u.a.
von der Attraktivität der Universität, vom Ansehen
des ausschreibenden Fachbereichs und vom fach-
lichen Profil der zu besetzenden Professur ab. Na-
türlich spielt auch der Umfang des wissenschaftli-
chen Nachwuchses im jeweiligen Fach eine erheb-
liche Rolle5. Zumeist bekommen die Dekanate
heute eine Mehrzahl von Bewerbungen, zumal
nicht wenige Interessenten dazu neigen, die im
Ausschreibungstext genannten Anforderungen an
Bewerber für sich selbst großzügig zu interpretie-
ren und ohne überbetonte Zurückhaltung ihre Be-
werbungsunterlagen vorzulegen. Für die Sichtung
der eingegangenen Bewerbungen benötigt die Be-
rufungskommission Selektionskriterlen, die sie zu
Beginn ihrer Arbeit bestimmt.

Bundesrechtlich und landesrechtlich ist vorge-
schrieben, daß Hausberufungen an Universitäten
nur in begründeten Ausnahmefällen zugelassen
werden. Im Regelfall werden daher Bewerbungen
von Angehörigen der eigenen Universität von der
Berufungskommission ausgesondert. Zur Habilita-
tion als Anforderung für eine Berufung verhalten
sich Universitäten und Fachbereiche sehr unter-
                                                  
5 Zur unterschiedlichen Situation des habilitierten Nach-

wuchses in den einzelnen Disziplinen vgl. u.a. BENZ, W.:
Die Zukunft des wissenschaftlichen Nachwuchses. (In:
Forschung & Lehre 1 (1994), 5, 166-171); KÜRTEN, L.:
Nachwuchs in Not. (In: Deutsche Universitätszeitung 50
(1995), 1-2, 20-22).

schiedlich6. In einigen Disziplinen ist die Habilltation
wenig verbreitet (z.B. Ingenleurwissenschaften, Ar-
chitekturprofessuren etc.); hier spielen die gleich-
wertigen Leistungen eine gleich- bzw. sogar vor-
rangige Rolle gegenüber der Habilltation. In ande-
ren Fächern bestehen die meisten Fachbereiche
auf dem Nachweis der Habilitation im Arbeitsgebiet
der zu besetzenden Professur. Manche Fachberei-
che verhalten sich sogar gegenüber kumulativen
Habilltationen, bei denen die venia legendi nicht mit
einer speziellen wissenschaftlichen Arbeit (im Sin-
ne eines opus magnum) erworben wurde, bei Erst-
berufungen sehr reserviert; sie präferieren Bewer-
ber mit herkömmlich ordentlichen Habilltationslei-
stungen.

Zu weiteren Selektionskriterien für die Sichtung der
Bewerbungen zählen vielfach die fachlichen
Schwerpunkte der bisherigen Lehr- und For-
schungsarbeiten der Bewerber, das bei ihnen ver-
mutete Potential für künftige Leistungen, ihre Fä-
higkeit und Bereitschaft zur kollegialen Kooperati-
on, ihre Beanspruchung durch Nebenaktivitäten, ih-
re Bereitschaft zur Mitarbeit in der akademischen
Selbstverwaltung, ihr Lebensalter (über Altersgren-
zen bestehen auch gesetzl. Vorschriften)7. Weitere
Kriterien können sich an den Besonderheiten der
ausgeschriebenen Professur orientieren.

Anhand solcher Kriterien scheidet die Berufungs-
kommission diejenigen Bewerber aus, die nach ih-
rer Überzeugung für eine Besetzung der ausge-
schriebenen Professur nicht weiter zu erörtern sind.
Unter den restlichen Bewerbungen identifiziert sie
diejenigen Interessenten, die sie der engeren Aus-
wahl zurechnet.

6. Einladung ausgewählter Bewerber

Bei einer für den Fachbereich relativ günstigen
Bewerberlage kann die Berufungskommission bzw.
der Dekan auf ihre Empfehlung ungefähr fünf bis
sieben Interessenten zur persönlichen Vorstellung
einladen. Diese Bewerber bekommen Gelegenheit,
sich mit einem Fachvortrag vor dem Fachbereich
meist mit einem Thema ihrer Wahl zu präsentieren
und sich einer anschließenden Fachdiskussion zu
stellen. Zumeist können die Bewer-

                                                  
6 Seit einiger Zeit wird die Zweckmäßigkeit der Habilitation

für die Qualifizierung des wissenschaftlichen Nachwuchses
erneut kontrovers diskutiert; vgl. u.a. BERGMANN, M./
GÖRTZ, H.-D.: Macht die Habilitation noch Sinn? (In: Mittei-
lungen des Hochschulverbandes 40 (1992), 5, 236-239);
ULICH, D.: Habilitation – Ein Beruf wie andere... (In: Deut-
sche Universitätszeitung 49 (1993), 17, 16-18); LÖWER,
W.: Habilitationsverfahren unter gerichtlicher Kontrolle. (In:
Forschung & Lehre 1 (1994), 11, 481-486).

7 Vgl. DETMER, H.: Fällt die Berufungsaltersgrenze? (In: For-
schung & Lehre 1 (1994), 11, 487-488).
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ber danach vor der Berufungskommission und den
übrigen Mitgliedern des Fachbereichsrats ihre
Vorstellungen für eine Wahrnehmung der ausge-
schriebenen Professur in Forschung und Lehre
vortragen und sie diskutieren. Der Bewerber und
die Fachbereichsmitglieder können sich dabei
auch persönlich über die eingereichten Bewer-
bungsunterlagen hinaus kennenlernen. Verläuft
diese Vorstellung der Bewerber in der zunächst
engsten Auswahl mehrheitlich nicht zur Zufrieden-
heit der Berufungskommission, prüft sie, ob und
inwieweit weitere Einladungen mit Aussicht auf
Erfolg an andere Interessenten ausgesprochen
werden können.

Zeichnet es sich ab, daß die Erstellung eines Be-
rufungsvorschlags gefährdet erscheint, kann die
Berufungskommission eruieren, ob sich geeignet
erscheinende Fachvertreter, die sich bislang nicht
beworben hatten, für eine nachzureichende Be-
werbung gewinnen lassen. Ferner kann die Kom-
mission ermitteln, ob sich inzwischen weitere
Nachwuchswissenschaftler einschlägig habilltiert
haben oder in Bälde ihr eingeleitetes Habilltations-
verfahren erfolgreich abschließen werden.

7. Erarbeitung eines Berufungsvorschlags

Bei ihrer Aufgabe, dem Fachbereichsrat einen Be-
rufungsvorschlag zu erarbeiten, stützt sich die Be-
rufungskommission auf ihre Beschäftigung mit den
Bewerbungsunterlagen, auf die vertiefte Erörte-
rung der Publikationen und bisherigen For-
schungsobjekte der Bewerber sowie auf die Er-
kenntnisse, die sie bei der Bewerbervorstellung
gewonnen hat. Studentische Mitglieder der Kom-
mission bringen gelegentlich auch Informationen
über die Lehre der Bewerber ein, die sie von
Kommilitonen an deren bisherigen Wirkungsorten
beschafft haben. In den letzten Jahren gewinnen
allerdings auf Grund der anhaltenden öffentlichen
Diskussion um die Qualität der Lehre zunehmend
auch Kriterien der Lehrkompetenz, d.h. der didak-
tischen Qualifikation der Bewerber, an Relevanz.
Das gilt insbesondere für die Bundesländer, die
einen entsprechenden Berufungserlaß zur Ver-
stärkung derartiger Kriterien herausgebracht ha-
ben, und in einigen der neuen Bundesländer, in
denen die Lehrqualifikation traditionell ein höheres
Gewicht hatte.

Zur eigenen Urteilsbildung der Kommission und
zur späteren Vorlage im Fakultätsrat und im Senat
sowie beim zuständigen Ministerium dienen exter-
ne Gutachten einschlägiger Fachvertreter. Zu-
meist bittet der Kommissionsvorsitzende nach Ab-
stimmung mit der Kommission angesehene Wis-
senschaftler im In- und Ausland auf dem Gebiet
der zu besetzenden Professur um eine Stellung-
nahme zu einzelnen Bewerbern, die nach dem
bisherigen Beratungsstand für einen Platz auf der

Berufungsliste vorgesehen, sind. Manche Bun-
desländer verlangen statt dessen vergleichende
Gutachten. Manche Fachbereiche und Universi-
täten achten darauf, daß diese Gutachten nicht
von früheren Betreuern der Bewerber in Promo-
tions- und Habilitationsverfahren, auch nicht von
jetzigen Dienstvorgesetzten stammen.

Berufungsvorschläge sollen gesetzlich drei Be-
werber in einer Reihung enthalten. Besondere Be-
dingungen in der Bewerberlage bzw. Schwierig-
keiten bei der Urteilsfindung in der Berufungs-
kommission können – abweichend vom Normalfall
– zum Vorschlag einer Zweier- bzw. sogar einer
Einerliste führen. Die nachfolgenden Entschei-
dungsinstanzen verlangen dann von der Beru-
fungskommission eine eingehende Begründung
für diese verkürzten Vorschläge. Umgekehrt kann
der Berufungsvorschlag auch mehr als drei Be-
werbernamen nennen, wenn beispielsweise auf
einem Listenplatz zwei Bewerber (aequo loco) in
alphabetischer oder entgegengesetzter Reihenfol-
ge aufgeführt werden. Da die unterschiedliche
Plazierung von Bewerbern auf einer Berufungsli-
ste auch ihre Berufungschancen beeinflußt, kann
die Verabschiedung eines Berufungsvorschlags in
einer heterogen zusammengesetzten Kommission
eine erhebliche Herausforderung an ihre Mitglie-
der darstellen. Die im Listenvorschlag vorgegebe-
ne Reihenfolge kann auch dadurch in Zweifel ge-
zogen werden, daß Sondervoten dem Berufungs-
vorschlag beigefügt werden.

8. Verabschiedung der Berufungsliste

Der Berufungsvorschlag, den die Berufungskom-
mission erarbeitet und zumindest mit Stimmen-
mehrheit gebilligt hat, wird dem Fachbereichsrat in
einer ordentlichen Sitzung zur Verabschiedung
vorgelegt. Waren in der Kommission Mitglieder
anderer Fachbereiche beteiligt, so lädt der Dekan
diese mit beratender Stimme zur Sitzung des
Fachbereichsrats ein. Der Berufungsvorschlag
bedarf außer der Mehrheit des Gremiums auch
der Mehrheit der dem Fachbereichsrat angehö-
renden Professoren (§ 38 Abs. 5 HRG).

Der Fachbereichsrat ist bei seiner Beratung und
Verabschiedung der Berufungsliste nicht an den
Vorschlag der Kommission gebunden. Er kann
vorgeschlagene Bewerber auf der Liste streichen,
andere Bewerber in die Liste aufnehmen; er kann
die vorgeschlagene Reihenfolge ändern. Diese
Kompetenz des Fachbereichsrats kann einem
heterogen zusammengesetzten Fachbereich mit
mehreren Fachgebieten erhebliche Schwierigkei-
ten bereiten, wenn Fachbereichsmitglieder aus
anderen Gebieten, denen die zu besetzende Pro-
fessur nicht zugehört, gegen den Vorschlag der
Berufungskommission intervenieren. Gestützt auf
hochschulrechtliche Vorgaben verlangen die für
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Berufungen zuständigen Landesministerien zu-
nehmend die Vorlage sog. vergleichender Gut-
achten. Darin sollen sich die Gutachter über die im
Berufungsvorschlag genannten Bewerber „ver-
gleichend“ äußern. Wie die Berufungspraxis zeigt,
bereitet diese Erwartung nicht selten auch erfah-
renen Gutachtern erhebliche Schwierigkeiten. Of-
fensichtlich haben diese Probleme dazu beigetra-
gen, daß die Ministerien solche Anforderungen
immer wieder relativieren und dem Sachverstand
des Fachbereichs, der eine Berufungsliste vorlegt,
wieder ein größeres Vertrauen als Vergleichsgut-
achten entgegenzubringen.

Gelegentlich bitten die Fachbereichsräte das Mini-
sterium um Rückgabe der Liste bzw. um ihre Er-
gänzungsmöglichkeit vor der Ruferteilung an den
zweit- oder drittplazierten Bewerber auf der Beru-
fungsliste. Wenn das Besetzungsverfahren länge-
re Zeit beansprucht und wenn sich die Bewerber-
lage seit der Ausschreibung der Professur erheb-
lich geändert haben kann (neue Habilltationen,
Ablauf von Sperrfristen bei potentiellen Interes-
senten – vgl. unter Ziff. 10 – etc.), haben die Fach-
bereiche bei manchen Landesministerien gute
Chancen für eine Überprüfung ihrer ursprüngli-
chen Berufungsliste. Allerdings sollte sich der
Fachbereichsrat durch einen so gearteten Rück-
gabevorbehalt, zu dem das Ministerium nicht ver-
pflichtet werden kann, nicht dazu verleiten lassen,
im Berufungsvorschlag Bewerber zu nennen, die
er letztlich nicht für die Übernahme der ausge-
schriebenen Professur als geeignet erachtet.

9. Vorlage des Berufungsvorschlags im Senat

Die einstimmig oder mehrheitlich verabschiedete
Berufungsliste legt der Dekan mit einem ausführli-
chen Bericht über das durchgeführte Berufungs-
verfahren (einschließlich der Bewerbungsunterla-
gen der auf der Liste Plazierten, der Gutachten
und dem Abstimmungsergebnis im Fachbereichs-
rat) dem Senat der Universität vor. Der Rektor
bzw. Präsident leitet diese Unterlagen an die Se-
natsmitglieder weiter und setzt die Beschlußfas-
sung auf die Tagesordnung einer ordentlichen Se-
natssitzung.

Der Dekan kann zu Beginn der Beratungen im
Senat seinen schriftlichen Vorlagebericht mündlich
erläutern. Das Universitätsmitglied, das der Senat
zur Begleitung des Berufungsverfahren bestellt
hatte, kann sich über seine Beobachtungen äu-
ßern. Die Frauenbeauftragte der Universität kann
ebenfalls zur vorgeschlagenen Berufungsliste
Stellung nehmen.

Landeshochschulgesetze, Hochschulsatzungen
und gewohnheitsrechtliche Usancen variieren die
Kompetenzen des Senats gegenüber den Beru-
fungsvorschlägen der Fachbereiche. An manchen

Universitäten kann der Senat den vorgelegten Be-
rufungsvorschlag eines Fachbereichs selbständig
ändern. In anderen Hochschulen kann der Senat
lediglich Bedenken gegen den Vorschlag äußern
und den Berufungsvorschlag im äußersten Fall an
den Fachbereich zur Überprüfung und erneuten
Beschlußfassung zurückgeben, sofern der Dekan
aufgrund der Beratungen im Senat den Beru-
fungsvorschlag seines Fachbereichs vor der Be-
schlußfassung nicht selbst zurückzieht.

Das Senatsprotokoll berichtet über das Abstim-
mungsergebnis. Bei mehrheitlicher oder einstim-
miger Zustimmung des Senats leitet der Rektor
bzw. Präsident den verabschiedeten Berufungs-
vorschlag mit einem ausführlichen Vorlagebericht
dem zuständigen Landesministerium (meist Wis-
senschafts- bzw. Kultusministerium) zu.

10. Vorlage beim Landesministerium

Universitätsprofessoren sind überwiegend Lan-
desbeamte; traditionell nur vereinzelt, inzwischen
– insbesondere in den neuen Ländern – immer
häufiger, stehen sie in einem Anstellungsverhält-
nis. Bei den staatlichen Hochschulen ist der zu-
ständige Minister ihr Dienstherr. Die Universitäten
können die Hochschullehrer nicht in eigener Zu-
ständigkeit einstellen; sie wirken aber im beschrie-
benen Verfahren an der Rekrutierung ihrer Pro-
fessoren mit. Im Berufungsvorschlag an den für
die Hochschulen zuständigen Landesminister äu-
ßert sich diese Kompetenz.

Für die Besetzung der ausgeschriebenen Profes-
sur ist der Minister nicht an den Berufungsvor-
schlag der Universität gebunden. Sehr selten hat
sich der Minister in neuerer Zeit bei der Berufung
eines Universitätsprofessors weder an den Na-
mensvorschlag der Universität gehalten noch ei-
nen anderen Bewerber für die Professur sondern
einen Dritten berufen. In einer Reihe von Bundes-
ländern kommt es auch eher selten vor, daß der
Minister den Ruf nicht in der vorgeschlagenen
Plazierungsfolge erteilt. Grundsätzlich ist der Mini-
ster aber weder an diejenigen, die sich beworben
haben, noch an die Reihenfolge der Bewerber im
Vorschlag der Universität gebunden. Versteht man
die Autonomie der Hochschulen als Kompetenz
zur eigenständigen Wahrnahme von Verantwor-
tung, dann kommt diesem Respekt des für die Er-
nennung zuständigen Ministers eine große Be-
deutung zu.

Die Hochschulabteilung im Landesministerium
prüft die hochschulrechtlichen Voraussetzungen
für die Besetzung der Professur und die beamten-
rechtlichen Bedingungen für die Ernennung des
Vorgeschlagenen als C3-/C4-Professor. In beson-
deren Fällen erörtert das zuständige Ministerium
die geplante Berufung mit dem Ministerpräsiden-
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ten bzw. mit der Staatskanzlei sowie mit dem Fi-
nanzministerium, wenn aus persönlichen oder
sachlichen Gründen eine Berufung die eigenen
Kompetenzgrenzen tangiert.

Gelegentlich richtet das Ministerium Rückfragen
an die Universität und erwartet Erläuterungen des
Rektors bzw. Präsidenten oder Dekans zum vor-
gelegten Berufungsvorschlag. In Einzelfällen holt
es auch selbst weitere Gutachten über die Beru-
fungsvorschläge ein.

Die Chancen von Frauen im Berufungsverfahren
sowie die Lehrqualifikation der Bewerber/innen
finden in den letzten Jahren erhöhte Aufmerksam-
keit bei der Prüfung des Berufungsvorschlags.

Das Ministerium kann unter Angabe mehr oder we-
niger spezifizierter Reklamationen die Berufungsli-
ste an die Universität zurückgeben. Solche Fälle lö-
sen auch dann, wenn sich die Medien dieser An-
gelegenheit nicht sofort bemächtigen und keine öf-
fentliche Kontroverse entfachen, einen erheblichen
Beratungsbedarf zwischen Ministerium und Univer-
sität/Fachbereich aus. Im eigenen Interesse der be-
troffenen Bewerber ist den Beteiligten, auch den
Universitätsorganen und -mitgliedern, in diesen
Fällen ein beträchtliches Maß an Sensibilität gebo-
ten, wenn die Besetzung der Professur ohne größe-
ren Zeitverlust und in der bestmöglichen Weise er-
folgen soll. Enthält der Berufungsvorschlag Bewer-
ber, die einer staatlichen Hochschule in der Bun-
desrepublik Deutschland angehören, fragt das Mini-
sterium regelmäßig beim Herkunftsministerium des
Bewerbers an und erkundigt sich, ob er im Sinne
einer Übereinkunft der Kultusministerkonferenz ei-
nen Ruf erhalten kann. Unterliegt der Vorgeschla-
gene infolge vorangegangener Berufungsverhand-
lungen einer maximal dreijährigen Berufungssperre,
setzt sich das Ministerium üblicherweise mit der
Universität ins Benehmen und erörtert, inwieweit es
zweckmäßig erscheint, bei diesem Bewerber den
Ablauf der Sperrfrist abzuwarten oder den Ruf an
einen anderen Wissenschaftler auf der Berufungsli-
ste zu erteilen. Das Ende der Sperre abzuwarten,
bedeutet eine Verzögerung der Besetzung der va-
kanten Professur und schließt das Risiko nicht aus,
daß der Rufempfänger den später erteilten Ruf ab-
lehnt.

Gelegentlich erfährt das Ministerium bei seinen
Recherchen über den vorliegenden Berufungsvor-
schlag, daß der präferierte Bewerber derzeit über
einen Ruf an eine Universität in einem anderen
Bundesland verhandelt. Von einem „grauen Ruf“
spricht man, wenn das Ministerium dem Rektor/
Präsidenten die Ruferteilung an den Vorgeschla-
genen in Aussicht stellt, falls dieser die Berufungs-
verhandlungen mit dem Ministerium des anderen
Bundeslandes ergebnislos beendet und

den zuvor erhaltenen Ruf an die andere Hoch-
schule ablehnt. Darüber gibt es jedoch keinen
Schriftwechsel, so daß der Rektor/Präsident, der
dem präferierten Bewerber diese Absicht seines
Ministeriums mitteilt, ein mehr oder weniger gro-
ßes Risiko auf sich nimmt. Eine Garantie für die
tatsächliche Ruferteilung an den Vorgeschlagenen
und für die Erfüllung der Berufungserwartungen
dieses Bewerbers kann der Rektor/Präsident nach
Lage der Dinge nicht geben. Ebenso ist nicht da-
mit zu rechnen, daß das Ministerium den Bewer-
ber von seiner Neigung, ihn nach Ablehnung des
vorhergehenden Rufes einen Ruf auf der Basis
des vorliegenden Berufungsvorschlags zukommen
zu lassen, unmittelbar unterrichtet.

In der weit überwiegenden Zahl der normalen Be-
rufungsfälle erfüllt das Ministerium seine Aufgaben
zügig und ohne Komplikationen auszulösen. Es
teilt einem vorgeschlagenen Bewerber mit, daß es
seine Berufung auf die ausgeschriebene Professur
beabsichtigt, und bietet ihm ein Gespräch über die
Berufungs- und Ernennungsbedingungen an. Eine
Pressemittellung macht öffentlich bekannt, daß der
namentlich genannte Bewerber auf Vorschlag der
Universität einen Ruf auf die zu besetzende Pro-
fessur erhalten hat.

11. Verhandlungen mit dem Rufempfänger

Die individuellen Verhandlungspotentiale des Ru-
fempfängers streuen erheblich. Ein Privatdozent,
der seit der Habilitation schon einige Zeit auf den
ersten Ruf gewartet hat, in einem Fach mit einem
erheblichen Überschuß an wissenschaftlichen
Nachwuchskräften, geht offensichtlich mit anderen
Voraussetzungen in die Berufungsverhandlungen
als ein international renommierter Fachvertreter,
der von einer hoch dotierten Position an einer In-
stitution mit einem finanzträchtigen Budget aus
dem Ausland gewonnen werden soll. Der Ru-
fempfänger führt in der Regel die angebotenen
Verhandlungen auf zwei bzw. drei Ebenen.

Im Ministerium, das den Ruf an ihn ausgesprochen
hat, bilden die persönlichen Bezüge das primäre
Verhandlungsobjekt. Mit der Einordnung als C3-
bzw. C4-Professur liegt die Besoldungsgruppe im
Rahmen der beamtenrechtlichen Besoldungsrege-
lungen fest. Darüber braucht und kann nicht ver-
handelt werden. Bei einem jüngeren Rufempfänger
kann die Vorwegnahme einer höheren Besoldungs-
stufe vereinbart werden. Die Berufungsgewinne bei
einem zweiten oder dritten Ruf hat das Bundesbe-
soldungsgesetz einheitlich normiert. Die Zahl der
Professoren, die ein Sondergrundgehalt erreichen
können, ist im Bundesbesoldungsgesetz und im
Staatshaushaltsplan bzw. durch Vorgaben des Fi-
nanzministeriums limitiert. Ein begrenzter Verhand-
lungsspielraum existiert bei Zulagen, die ruhege-
haltsfähig oder unter Wegfall bei der Emeri-
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Was ist eine Berufungsliste wert?
Die Fälle, in denen ein Wissenschaftsministerium von der Reihenfolge der Berufungsliste abweicht und einem Wissenschaftler den
Ruf erteilt, der „nachrangig“ plaziert ist, sind nicht so selten, daß sie als exotische Ausreißer betrachtet werden dürften. Praktische
Erfahrungen sprechen für den Verdacht, daß bei einem beträchtlichen Teil dieser Fälle Aspekte der Frauenförderung eine Rolle
spielen. Demgegenüber entspricht es jedoch ebenso der Erfahrung, daß auf diesen Aspekt vom Ministerium jedenfalls kaum Bezug
genommen wird. Bereits häufig wurden die negativen und für Bewerberinnen höchst kontraproduktiven Konsequenzen eines sol-
chen Vorgehens skizziert. Offensichtlich ist die Tendenz, daß viele Berufungskommissionen sich veranlaßt sehen, Wissenschaftle-
rinnen nur noch primo loco oder überhaupt nicht auf einer Liste zu plazieren. Die Ergebnisse der Umfrage des Deutschen Hoch-
schulverbandes, die sich auf das Kalenderjahr 1994 bezog, können selbstverständlich kein vollständiges Bild der Berufungspraxis in
den Ländern vermitteln. Sie sind jedoch geeignet, den Blick zu schärfen für den Konflikt, den jede Abweichung von einer Berufungs-
liste mit sich bringt.

Die Ergebnisse
In Mecklenburg-Vorpommern kam es als einzigem Bundesland 1994 zu keiner einzigen Abweichung von den vorgelegten Beru-
fungslisten. Motive der Frauenförderung bei der Ruferteilung wurden seitens des Ministeriums generell verneint.
In den Bundesländern Baden-Württemberg, Bayern, Rheinland-Pfalz, Thüringen und Sachsen-Anhalt kam es 1994 zu Abweichun-
gen, deren Häufigkeit von der Angabe „in ganz wenigen Fällen“ (so in Bayern, Sachsen-Anhalt und Thüringen) über die Auskunft „in
5 von 210“ Fällen (Baden-Württemberg) bis hin zu der Rückmeldung reichte, daß es zu Abweichungen bei „etwa 5 Prozent der Be-
rufungen“ (Rheinland-Pfalz) gekommen sei. Diese Bundesländer machten keine Angaben dazu, ob Abweichungen zugunsten oder
zu Lasten von Frauen erfolgten, verneinten aber jeweils spezifische Gründe der Frauenförderung. Als ausschlaggebend benannt
wurden in der Regel vielmehr Gründe der fachlichen Qualifikation und Eignung(!).

Auch in den Bundesländern Berlin, Brandenburg, Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Saarland und Sachsen kam es zu Abwei-
chungen von den Vorschlagslisten, auch von diesen Ländern wurden Motive der Frauenförderung generell verneint und überwie-
gend fachspezifisch-qualitative Gründe benannt. Die Wissenschaftsministerien dieser Länder stellten aber z.T. umfangreiches Zah-
lenmaterial zur Verfügung, welches hier auszugsweise wiedergegeben werden soll:

− So kam es in Berlin 1994 zu insgesamt neun Abweichungen bei 286 Berufungsverfahren (rd. 3 Prozent), in einem Fall zugun-
sten einer Bewerberin.

− In Brandenburg kam es im gleichen Zeitraum zu einer einzigen Abweichung bei 174 Berufungsverfahren, hier waren Frauen je-
doch nicht betroffen.

− In Schleswig-Holstein kam es in vier Fällen zu einer Abweichung, davon in einem Fall zugunsten einer Frau, ebenso
− im Saarland, wo eine einzige Abweichung zu verzeichnen war und auch diese zugunsten einer weiblichen Bewerberin erfolgte.
− In Sachsen kam es in den Jahren vor 1994 zu sechs Abweichungen von Vorschlagslisten (zwei weitere Abweichungen betrafen

Rufe an Kunsthochschulen), in allen diesen Fällen wurde zugunsten von Frauen abgewichen.
− Eine Sonderrolle nehmen die Angaben aus Niedersachsen ein, da sie sich auf einen Zeitraum von Mitte 1990 bis Mitte 1993 er-

strecken. Dort kam es in 34 von 576 Berufungsverfahren zu Abweichungen (betroffen waren 22 Männern [3,8 Prozent] und 12
Frauen [2,1 Prozent]). In zwei Fällen wurde in Niedersachsen zu Lasten von Frauen entschieden.

Keine Angaben dazu, ob und in welcher Zahl Abweichungen von den Vorschlagslisten der Universitäten erfolgten, machten Ham-
burg – dort erfolgte nur ein Hinweis auf die gesetzliche Regelung in § 13 des Hamburgischen Hochschulgesetzes – und Nordrhein-
Westfalen. Letztgenanntes Bundesland erklärte, daß Abweichungen in Berufungsverfahren stets nur qualitative oder rechtliche
Gründe hätten.

Resümee: Der Umstand, daß prozentual betrachtet nur in einem geringen Anteil aller Berufungsverfahren konfliktreich entschieden
wird, sollte nicht zur Entwarnung, sondern eher dazu führen, die Reihenfolge des Berufungsvorschlages auch in Zukunft so sorgfäl-
tig wie möglich zu begründen. Wachsamkeit ist auch angezeigt, wenn Ministerien einräumen, sich über Aspekte wie die fachwis-
senschaftliche Eignung von Bewerberinnen und Bewerbern den Kopf zu zerbrechen. Dies ist nicht nur unnötig, sondern jedenfalls
grundsätzlich unzulässig. Im Hinblick auf die fachwissenschaftliche Eignung der Bewerber kommt der Universität ein Beurteilungs-
vorrecht zu. Dies hat erst jüngst das Oberverwaltungsgericht Münster bestätigt. An Naivität grenzt es, wenn Universitäten das Ab-
weichen von der Listenreihenfolge mit dem Argument hinnehmen, der Minister könne nach Gutdünken von der Reihenfolge abwei-
chen. Dies entspricht nicht der Rechtslage; der Minister muß vielmehr gute Gründe vorbringen können, die jedenfalls nicht auf eine
fachwissenschaftliche Zweitbewertung der Bewerber hinauslaufen dürfen.

Der Deutsche Hochschulverband bittet seiner Geschäftsstelle (Rheinallee 18, 53173 Bonn) Fälle zu benennen, in denen das Mini-
sterium bei der Ruferteilung von der auf der Vorschlagsliste dokumentierten Reihenfolge der Bewerber abweicht.

(aus: Forschung & Lehre, 7/96, 379)

tierung/Pensionierung gewährt werden können.
Weitere Verhandlungsgegenstände können das
Ernennungsdatum, die Vorwegnahme eines er-
sten Forschungssemesters, die Genehmigungszu-
sage für Nebentätigkeiten größeren Umfangs (jen-
seits der Zuständigkeit der Universität) sowie die
Bereitschaft, ein über die Universität beantragtes
Institut einzurichten und auszustatten, sein. In Ein-
zelfällen kann der Rufempfänger auch über die
Übertragung von Sonderaufgaben, die im öffentli-
chen Interesse übernommen werden sollen, ver-
handeln.

Die zweite Verhandlungsinstanz für den Rufemp-
fänger stellt die Universität selbst dar. Je nach den
dortigen Zuständigkeitsregelungen hat er mit dem
Rektor/Präsident, mit dem Kanzler und mit dem
Dekan oder gemeinsam mit den Genannten seine
Erwartungen für den Fall der Rufannahme zu er-
örtern. Im Vordergrund dieser Verhandlungen ste-
hen vielfach die der Professur zugeteilten Perso-
nalstellen, die Mittel für wissenschaftliche Hilfs-
kräfte, die Deckung des Raumbedarfs und die
Raumausstattung, Mobiliar und Geräte, einmalige
Mittel für die Ergänzung der Bibliothek und für ihre
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laufende Mittelzuweisung. Alle diese Verhand-
lungsinhalte beziehen sich meist auf die Zusage
einer „Grundausstattung“; bei zusätzlichen Be-
darfen insbesondere für Forschungsobjekte wird
der Rufempfänger häufig an die Einwerbung von
Drittmitteln durch ihn selbst verwiesen.

12. Rückverhandlungen des Rufempfängers

Die beschriebenen Verhandlungen im Ministerium
und an der Universität finden zunächst weithin
mündlich statt. Vor der schriftlichen Bestätigung an
den Rufempfänger müssen sie im Einzelfall vom Fi-
nanzministerium bzw. von den zuständigen Gremi-
en in der Universität (Fachbereichsrat, Verwaltungs-
bzw. Haushaltsausschuß etc.) genehmigt werden.

Die schriftliche Bestätigung der Verhandlungser-
gebnisse soll Mißverständnisse, die sich bei den
mündlich geführten Verhandlungen ergeben kön-
nen, verhindern; außerdem will der Rufempfänger
sie auf diese Weise für die Zukunft sichern, auch
wenn er sich damit dem grundsätzlichen hoch-
schulrechtlichen Vorbehalt gegenüber Berufungs-
zusagen im Einzelfall kaum entziehen kann.

Das schriftliche Berufungsangebot kann für den
Rufempfänger noch eine zusätzliche Bedeutung
haben. Besitzt er bisher bereits eine Professur an
einer anderen Hochschule in einem anderen Bun-
desland, dann besteht die Möglichkeit, daß ihm
sein Herkunftsministerium und seine Herkunftsuni-
versität Bleibeverhandlungen anbieten. Auf der
Basis des Berufungsangebots kann der Rufemp-
fänger die Zusage der Verbesserung seiner bishe-
rigen persönlichen und sachlichen Bedingungen
für den Fall erreichen, daß er den an ihn ergange-
nen Ruf ablehnt. Die Annahme der Ergebnisse der
Bleibeverhandlungen bedingt, daß der Rufemp-
fänger in den folgenden drei Jahren nicht erneut
Rückverhandlungen wegen eines weiteren Rufes
führen kann (Sperrfrist).

13. Rufannahme oder Rufablehnung

Mit oder ohne Bleibeangebot muß der Rufempfän-
ger in einer angemessenen Frist eine Erklärung an
das Ministerium, das ihm den Ruf erteilt hat, abge-
ben. Selbst bei einer gewissen Großzügigkeit des
Ministeriums kann häufig auch die Universität die
Vakanz der Professur nicht beliebig lange hinneh-
men. So kann es in Extremfällen dazu kommen,
daß das Ministerium – oft in Übereinstimmung mit
der Universität – nach einiger Zeit eine definitive
Äußerung zum erteilten Ruf verlangt. Nochmalige
Verhandlungen auf der Grundlage der Ergebnisse
der Bleibeverhandlungen mit dem Herkunftsministe-
rium und der Herkunftsuniversität finden grundsätz-
lich nicht statt, soweit sich der eine oder andere
Wunsch eines hoch reputierten Bewerbers nicht im
Zuge der Interpretation der ursprünglichen Ver-

handlungsergebnisse erfüllen und damit die Rufan-
nahme herbeiführen läßt.

Freilich entwickeln die im Wettbewerb um einen
hoch angesehenen Wissenschaftler stehenden
Hochschulen da und dort eine gewisse Kreativität,
um dem Bewerber bei nicht verhandlungsfähigen
Wünschen entgegen zu kommen. Beispiele dafür
können in Einzelfällen bis zur Bemühung um ein
adäquates Stellenangebot für den berufstätigen
Ehepartner, um Vermittlung eines günstigen
Grundstücks für das geplante Privathaus oder ei-
nes zinsgünstigen Darlehens für den Hausbau in
Universitätsnähe reichen.

Es entspricht den Gepflogenheiten, daß der Ruf-
empfänger seine Entscheidung dem Ministerium,
dem Rektor und Dekan und nach geführten Blei-
beverhandlungen auch den Herkunftsinstanzen
schriftlich mitteilt.

Lehnt der Bewerber den erteilten Ruf ab, dann
können Ministerium und Universität gemeinsam
beraten, ob es angebracht erscheint, den Ruf an
einen anderen Bewerber des ursprünglichen Be-
rufungsvorschlags zu erteilen oder eine neue Be-
rufungsliste zu erstellen; im letztgenannten Falle
ist zu entscheiden, ob eine erneute Ausschreibung
der Professur geboten ist bzw. bessere Resultate
als die erste Ausschreibung erwarten läßt.

14. Ernennung und Übernahme der Professur

Mit der Entgegennahme der Ernennungsurkunde
der Landesregierung, die zumeist der Rektor/Prä-
sident bzw. der Dekan dem Berufenen überreicht,
ist die beamtenrechtliche Seite des Berufungsver-
fahrens abgeschlossen. Der Ernannte ist damit Mit-
glied der ihn berufenden Universität geworden und
übt dort seine Rechte und Pflichten aus. Jetzt kann
der Dekan die übrigen Bewerber von der anderwei-
tigen Besetzung der ausgeschriebenen Professur
verständigen und das Dekanat die Bewer-
bungsunterlagen zurückschicken, soweit sie nicht
für die Akten der Universität benötigt werden.

Der tatsächliche Dienstantritt des Ernannten ge-
schieht vielfach ziemlich formlos. Sofern die Per-
sonalstellen der übernommenen Professur noch
besetzt sind, werden die Mitarbeiter den neuen
Chef bei seiner Orientierung über äußere Arbeits-
gegebenheiten und über die für ihn wichtigen
Kenntnisse über räumliche Bedingungen informie-
ren. Bei einer der ersten Sitzungen des Fachbe-
reichsrats nach der Ernennung begrüßt der Dekan
das neue Fachbereichtsmitglied. Die Mitarbeiter
des Dekanats unterstützen ihn, die informellen
Regeln des Fachbereichs kennenzulernen.

Die öffentliche Antrittsvorlesung, die nicht mehr an
allen Fachbereichen üblich ist, war und ist eine
vorzügliche Gelegenheit, das neue Fachbereichs-
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mitglied universitätsweit und gegenüber der auße-
runiversitären Umwelt vorzustellen und dort ein-
zuführen. Eine entsprechende Mitteilung in der lo-
kalen bzw. regionalen Presse macht die erfolgte
Besetzung der Professur publik. Bei jungen, im
Aufbau befindlichen Fachbereichen fördern solche
Pressemittellungen das Interesse an der Institution
und unterstützen die Integration des Berufenen in
die soziale Umwelt des Fachbereichs.

Dieser Überblick über die vierzehn Teilschritte zur
Besetzung einer Universitätsprofessur läßt erken-
nen, daß ihre Vakanz je nach dem tatsächlichen
Verlauf des Berufungsverfahrens eine unter-

schiedliche Dauer beansprucht. Bei einer ord-
nungsgemäßen Berufung ohne zusätzliche Kom-
plikationen wird man mit gewissen Schwankungs-
breiten nach oben und unten ungefähr mit 17-18
Monaten zu rechnen haben.

Prof. Dr. Dres. h.c. Eduard GAUGLER

Universität Mannheim
Lehrstuhl für Allg. Betriebswirtschaftslehre,
Personalwesen und Arbeitswissenschaft
Postfach 10 34 62
68131 Mannheim

Gesundheitsförderung im und durch Sport – Aktuelle Standpunkte

Brief der dvs-Kommission Gesundheit zur geplanten Streichung des § 20 des SGB V an den Bun-
desminister für Gesundheit, Herrn Horst S EEHOFER

An den Bundesminister für Gesundheit
Herrn Horst SEEHOFER

Am Probsthof 78a, 53121 Bonn

Sehr geehrter Herr Bundesminister SEEHOFER,

die Sportwissenschaft beschäftigt sich in zuneh-
mendem Maße mit der Analyse der Beziehungen
von Gesundheit, Leistungsfähigkeit und Wohlbefin-
den. Sportwissenschaftler und Sportpraktiker sind in
vielfältiger Weise sowohl um die theoretische Fun-
dierung als auch um die Verbesserung der sport-
praktischen Programme zur Verbesserung, Erhal-
tung und Wiederherstellung der Gesundheit in zahl-
reichen Handlungsfeldern (Schulen, Kommunen,
Betriebe, Kliniken, kommerzielle Sportanbieter) be-
müht. Die Deutsche Vereinigung für Sportwissen-
schaft trägt mit der Neugründung einer Kommission
„Gesundheit“ der Bedeutung dieses Forschungs-
und Praxisfeldes Rechnung.

Eine Streichung des § 20 SGB V gefährdet in er-
heblicher Weise die Weiterentwicklung und Um-
setzung sportwissenschaftlicher Theorien, Pro-
gramme und Evaluationskonzepte. Wir verkennen
nicht, daß es in Zeiten knapper Mittel, die ange-
sichts der demographischen Entwicklungen zu-
künftig noch dramatischere Formen annehmen
werden, nicht nur sinnvoll sondern geradezu eine
politische Notwendigkeit ist, den Rotstift anzuset-
zen, um zentrale Bestandteile unseres Sozialsy-
stems dauerhaft sichern zu können.

Es stellt sich nur die Frage wo tut man dies? Dort
wo die Lobby am geringsten ist oder dort wo es
am sinnvollsten erscheint? Oder vielleicht gar dort,
wo sich am leichtesten die Emotionen des Volkes
mobilisieren lassen?

Mit Sicherheit hat die ganzheitliche Gesundheits-
förderung, wie sie von der Sportwissenschaft ge-
meinsam mit den Gesundheitswissenschaften
(public health) vertreten wird, in unserem Wissen-
schafts- und Gesundheitssystem nicht dieselbe
Tradition und Lobby wie die Medizin und die
pharmazeutische Industrie. Warum wird im Be-
reich der ganzheitlichen Gesundheitsförderung
durch Bewegungs-, Ernährungs- und Entspan-
nungsprogramme eingespart? Wir stellen diese
Frage vor dem Hintergrund der Erkenntnis, daß in
vielen Bereichen (z.B. Rückenschmerz, Streß-
symptomen, Bewegungsmangelkrankheiten) me-
dizinische Forschung dringend der sozialwissen-
schaftlichen Ergänzung bedarf und medizinische
Therapie in diesen Bereichen nachweisbar teuer
und gleichwohl ineffizient ist.

Mit Recht werden die Auswüchse des Wettbewer-
bes unter den Krankenkassen, der unter dem La-
bel „Gesundheitsförderung“ geführt wird, heftig
kritisiert. Leicht lassen sich mit Formeln wie
„Bauchtanz für Frauen“ und „Erlebnis- bzw. ge-
sundheitsorientiertes Snowborden für Kids“ die
Emotionen der breiten Masse der Beitragszahler
gegen das Label Gesundheitsförderung schüren.
Diese Maßnahmen, die unter Marketinggesichts-
punkten den Kassen durchaus neue Zielgruppen
(auch für Gesundheitsförderungsprogramme) er-
schließen können, stellen auch aus unserer Sicht
keineswegs sinnvolle und dauerhafte Gesund-
heitsförderungsmaßnahmen dar.

Rechtfertigen aber diese Auswüchse – wie sie in ei-
nem jungen und dynamischen Handlungsfeld nun
einmal vorkommen – eine pauschale und radikale
Beschneidung der Leistungen zur Gesundheitsför-
derung, wie sie derzeitig vorgeschlagen wird?


